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Häufige Vorurteile gegen das Gleichbehandlungsgesetz
· Das Gleichbehandlungsgesetz verstößt gegen die Privatautonomie und Vertragsfreiheit

Privatautonomie bedeutet Selbstbestimmung. Jeder Menschen soll die Möglichkeit haben, seine rechtlichen Beziehungen nach eigenem Willen frei zu gestalten. Die Privatautonomie wird durch die Vertragsfreiheit konkretisiert, die unter anderem die Abschlussfreiheit (Freiheit zu entscheiden, mit wem ich Verträge abschließen will oder nicht), die Inhaltsfreiheit (Freiheit, die Inhalte eines Vertrags autonom zu bestimmen) und die Endigungsfreiheit (Freiheit, Verträge wieder zu beenden) umfasst.

In den Fällen, in denen diese Gleichheit nicht besteht, gibt es umfangreiche Schutzgesetze, die Macht- und Informationsungleichgewichte oder massiv unfaire Vertragsbedingungen beschränken sollen. Die bekanntesten Beispiele sind das Arbeits-, Miet- und Konsumentenschutzrecht.

Eine Person zu diskriminieren bedeutet, ihre Privatautonomie einzuschränken. Insbesondere in existenziellen Bereichen wie dem Zugang zu Wohnraum ist das nicht akzeptabel, da es dem menschenrechtlichen Gleichheitspostulat widerspricht. Um die Privatautonomie des/der Einzelnen zu gewährleisten, müssen diskriminierende Praktiken daher verboten werden. Wer sich auf die Wahrung der Privatautonomie beruft, kann nicht aufgrund bestimmter Merkmale diskriminieren. Eine solche Vorgangsweise bedeutet einen Rechtsmissbrauch und ist daher nicht schützenswert.
Der Gesetzgeber hat sich im Gleichbehandlungsgesetz Herstellung der Privatautonomiefür eine moderate Sanktion entschieden: Wer diskriminiert, wird schadenersatzpflichtig. Es gibt keinen Kontrahierungszwang (Zwang, einen Vertrag abzuschließen)!

In anderen Worten: Das Verbot von Diskriminierung dient der Herstellung der Privatautonomie und Vertragsfreiheit der diskriminierten Person und ist somit auch in Bezug auf grundlegende privatrechtliche Grundsätzen legitim und notwendig.

· Die vorliegende Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz wurde nicht breit diskutiert
Die vorliegende Novelle wurde im Sommer 2010 und auch 2012 noch einmal einem öffentlichen Stellungnahmeverfahren unterzogen.

Außerdem hat die Bundesregierung nach eingehender Diskussion die Empfehlungen der UNO-Menschenrechtsausschusses zum Levelling-up angenommen.

· Das Gleichbehandlungsgesetzes beschränkt die Meinungsfreiheit
Das Gleichbehandlungsgesetz enthält keine Regelungen, die sich auf die Meinungsfreiheit beziehen. Verboten sind Diskriminierungen, also handfeste Benachteiligungen beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen (Leistungsverweigerungen, höhere Preise, schlechtere Qualität) und Belästigungen (verbale und/oder körperliche Übergriffe), die sich auf einen der Diskriminierungsgründe beziehen.

Die eigene Meinung ist nach wie vor geschützt. Sie darf aber nicht zu diskriminierendem Handeln führen.

· Das Gleichbehandlungsgesetz führt zu einem „autoritären Staat“
Dieser Vorwurf unterstellt, das Gleichbehandlungsgesetz würde die Freiheit einschränken. Das Gleichbehandlungsgesetz zielt aber darauf ab, tatsächliche Selbstbestimmung von Menschen, die durch Diskriminierung in der Arbeitswelt oder beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen benachteiligt werden, zu gewährleisten. Dabei gibt es keinen Zwang, einen rechtskonformen Zustand herzustellen (kein Kontrahierungszwang), sondern Schadenersatz im Falle von Diskriminierung.
· Als UnternehmerIn darf ich mir meine KundInnen nicht mehr aussuchen
Das Gleichbehandlungsgesetz verpflichtet nicht dazu, mit bestimmten Personen ein Geschäft oder einen Vertrag abzuschließen – es gibt keinen Kontrahierungszwang.

Es sieht lediglich Schadenersatz vor, wenn jemand beim Zugang zu mit Gütern und Dienstleistungen aufgrund des Geschlechts oder der ethnischen Zugehörigkeit schlechter behandelt wird. Auch Dresscodes (Sakko, keine Turnschuhe, Krawatte) sind weiterhin erlaubt – sie dürfen aber nicht diskriminierend wirken (z.B. ausdrückliches Turban- oder Kopftuchverbot). Das bedeutet, dass sich GeschäftsinhaberInnen auch weiterhin ihre KundInnen selbst aussuchen können – sofern sie dabei nicht diskriminieren.
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